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Limburg, den 28.02.2018 

 
 
 

Herrn  
Stadtverordnetenvorsteher 
Michael Köberle 
Rathaus 
 
65549 Limburg 
 
 
Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher, 
 
ich bitte Sie, nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Stadtverordnetenversammlung 
zu nehmen: 
 
 
Tagesordnungspunkt: Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu Fahrverboten 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird gebeten,  in der nächsten Sitzungsrunde im Umweltausschuss zu erläutern,   
ob und ggf. welche Auswirkungen das Urteil des Bundesverwaltungsgericht zur Zulässigkeit von 
Fahrverboten für Limburg hat und welche andere Maßnahmen für die Luftreinhaltung aktuell 
in Betracht kommen bzw. konkret eingeleitet sind. 
 
Begründung: 
 
Am 26. Februar 2018 hat sich das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig in einem Urteil grundsätzlich 
mit der Thematik Fahrverbote als eine Maßnahme der Verbesserung der Luftqualität in Innenstädten 
auseinandergesetzt. Das Gericht hat hierbei die Möglichkeit der Verhängung von Fahrverboten 
grundsätzlich bejaht. Für die konkreten Anforderungen und Bewertung der Maßnahme aus Sicht des 
Gerichts bleiben natürlich die vollständigen Entscheidungsgründe und deren Bewertung abzuwarten.  
Klar ist aber, dass das Urteil Auswirkungen auf das Thema Luftreinhaltung und die Ausgestaltung des 
Maßnahmenpaketes hierbei haben kann. 
 
Lassen sich Fahrverbote, die erhebliche Auswirkungen für die Menschen, Firmen und Akteure in der 
Region hätten, vermeiden? Eine frühzeitige und sachliche Auseinandersetzung mit dem Thema und die 
Darstellung der konkreten Handlungsoptionen regen wir für den Umweltausschuss an. 
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In diesem Zusammenhang sollten andere Maßnahmen für die Luftreinhaltung und deren 
Umsetzungsstand erläutert werden.  Ist bekannt, ob der Bund im Lichte des Urteils weitere 
Unterstützungsmaßnahmen für die Kommunen plant bzw. in Aussicht gestellt hat.? Wenn ja, welche? 
 
 
Wie ist der Umsetzungsstand  der bisherigen Maßnahmen und die zeitliche Perspektive? Welche 
weiteren Ideen bestehen? 
 
Wie ist zB der Umsetzungsstand bei den Maßnahmen zur Luftreinhaltung, die in der 
Stadtverordnetenversammlung bereits auf den Weg gebracht wurden? Dies betrifft u.a. die Anbringung 
von Mooswänden in Limburg. Hierzu gab es Anträge der FDP-Fraktion und von Bündnis 90/Die 
Grünen. Eine umfassende Vorstellung hat stattgefunden und die Maßnahme hat im Umweltausschuss 
einmütige Zustimmung gefunden. Im November 2016 hat dann der Umweltausschuss einstimmig den 
Magistrat gebeten beim hessischen Umweltministerium anzufragen, ob das Vorhaben als 
Modellprojekt mit wissenschaftlicher Begleitung gefördert werden kann. Nachfragen zum Sachstand 
erbrachten leider bisher nichts Konkretes. 
 
Weitere Begründung erfolgt ggf. mündlich. 
  

 
 
Marion Schardt-Sauer 
Fraktionsvorsitzende 
 


